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Obliegt das Verladen des Frachtgutes nach dem zugrunde liegenden Beförderungsvertrag dem Absender, übernimmt der Frachtführer 
das Gut grundsätzlich erst nach Abschluss der Verladetätigkeit des Absenders oder der von ihm eingesetzten Hilfspersonen; der Obhuts-
zeitsraum im Sinne des Art. 16 CMNI beginnt wie nach § 425 HGB also erst mit dem vollständigem Abschluss der Verladung. 

Außerhalb des Obhutszeitraumes haftet der Frachtführer im Rahmen des nach Art. 29 Abs. 1–3 CMNI auf den Frachtvertrag anwendbaren 
nationalen Rechtes. Nach deutschem Recht kommt bei Schädigung der Ladung während des Umschlages grundsätzlich eine vertragli-
che Schutzpflichtverletzung oder eine deliktische Rechtsgut- oder Schutzgesetzverletzung in Betracht, beides setzt ein Verschulden des 
Frachtführers voraus. 

»Revidirte Rheinschiffahrts-Acte« von 1868, Foto: ZK

Beschluss des Schiffahrtsobergerichtes 
Nürnberg vom 29. September 2017, Az.: 9 
U 1742/16 BSch (Schiffahrtsgericht Würz-
burg, Az.: 16 C 1715/15 BSch); auf der 
Grundlage des Hinweisbeschlusses ist die 
Berufung zurückgenommen und das Urteil 
erster Instanz akzeptiert worden (d. Red.).

Der Senat beabsichtigt, die Berufung ge-
gen das Urteil des Amtsgerichts – Schiff-
fahrtsgericht – Würzburg vom 13.05.2016, 
Az. 16 C 1715/15 BSchG, gemäß § 522 
Abs. 2 ZPO zurückzuweisen …

Das Rechtsmittel der Berufung hat keine 
Aussicht auf Erfolg …

Das Amtsgericht – Schifffahrtsgericht – 
Würzburg hat zu Recht Schadensersatz-
ansprüche der Klägerin gegen die Beklag-
te aus dem streitgegenständlichen Vorfall 
vom 22.09.2014 abgelehnt.

Das Schifffahrtsgericht ist zutreffend davon 
ausgegangen, dass die klägerseits be-
hauptete und beklagtenseits bestrittene 
Sachbefugnis (Aktivlegitimation) der Klä-
gerin (infolge gesetzlichen Forderungs-
übergangs (§ 86 VVG) bzw. nach Abtretung 
durch die A) im Ergebnis dahinstehen kann 
und keiner Entscheidung bedarf. Denn die 
Klägerin hat schon die materiell-rechtli-
chen Voraussetzungen für einen dem 
Grunde nach bestehenden Schadenser-
satzanspruch der A gegen die Beklagte 
nicht bewiesen.

Eine Haftung der Beklagten nach Art. 16 
Abs. 1 CMNI ist nicht eröffnet …

Zutreffend hat das Schifffahrtsgericht aus-
geführt, dass im vorliegenden Fall eine 
Haftung der Beklagten nach Art. 16 Abs. 1 
CMNI nicht begründet ist, weil zum Zeit-
punkt des Schadenseintritts noch keine 
frachtrechtliche Übernahme der Frachtfüh-
rerin im Sinne des Art. 16 Abs. 1 CMNI er-
folgt war und die Beschädigung der Fracht 
somit vor Beginn des haftungsrechtlichen 
Obhutszeitraums der Beklagten eintrat.

Zwischen den Parteien ist unstreitig, dass 
der durch einsetzenden Regen entstande-
ne Nässeschaden an der Fracht (Braumalz) 
während der Beladung des GMS Menran-
da im Hafen von Gelsenkirchen eintrat.

Die Beladung des Schiffs oblag unstreitig 
der A. Diese führte die Beladung durch 
und beaufsichtigte diese. Die Zeugin B 
hat hierzu anlässlich ihrer Einvernahme 
im Termin vor dem Amtsgericht am 
8.06.2016 ausdrücklich bekundet, dass sie 
zur fraglichen Zeit vor Ort für die Schiffs-
beladung verantwortlich war und dane-
ben als weitere Hilfsperson ein »Belader« 
eingesetzt war, dessen Aufgabe unter an-
derem gewesen sei, den Beladevorgang 
bei aufkommenden Regen zu stoppen. In 
der von der Klägerin vorgelegten Trans-
portbestätigung vom 19.09.2014 ist hierzu 
entsprechend bestimmt:

»Übernahme ab frei: verstaut Binnen-
schiff Gelsenkirchen – A«

Obliegt aber – wie hier – das Verladen des 
Frachtgutes nach dem zugrundeliegen-
den Beförderungsvertrag dem Absender, 
übernimmt der Frachtführer das Gut 
grundsätzlich erst nach Abschluss der Ver-
ladetätigkeit des Absenders oder der von 
ihm eingesetzten Hilfspersonen (BGH, Ur-
teil vom 28.11.2013 – 1 ZR 144/12 – ‚ juris; 
NJW 2014, 997; v.Waldstein/Holland, Bin-
nenschiffahrtsrecht, 5. Aufl., § 425 HGB 
Rz. 5). Diese Rechtsprechung des Bundes-
gerichtshofs zur Übernahme der Fracht 
und damit zum Beginn der Obhutshaf-
tung nach § 425 Abs. 1 HGB ist aufgrund 
der insoweit gleichen Begrifflichkeit auf 
die Frachtführerhaftung nach Art. 16 Abs. 
1 CMNI zu übertragen (vgl. v.Waldstein/
Holland, a.a.O., Art 16 CMNI, Rz. 5).

Dafür, dass im vorliegenden Fall die Be-
klagte bzw. der von ihr eingesetzte Unter-
frachtführer als Erfüllungsgehilfe das zu 
verladende Braumalz als Massegut in 
Ausnahme zu den vorstehenden Grund-
sätzen gleichsam »sukzessive« bereits 

mit anteiliger Verladung in das Schiff zur 
Beförderung in seine (haftungsrechtliche) 
Obhut übernehmen wollte, spricht nach 
den vom Erstgericht getroffenen Feststel-
lungen nichts. Auch die Klägerin hat ei-
nen dahingehenden vorgezogenen Über-
nahmewillen des Frachtführers weder 
dargetan noch nachgewiesen.

Eine Haftung der Beklagten nach Art. 16 
Abs. 1 CMNI scheidet danach mangels 
Übernahme des Frachtguts aus. Der 
Schaden trat nicht im Obhutszeitraum 
ein.

Eine Haftung der Beklagten ist auch nicht 
anderweitig begründet.

Die Haftung des Frachtführers für außer-
halb des Obhutszeitraums eingetretene 
Schäden beurteilt sich nach dem gemäß 
Art. 29 Abs. 1 bis 3 CMNI auf den Frachtver-
trag anwendbaren nationalen Recht. Das 
ist hier – wie das Schifffahrtsgericht zutref-
fend ausgeführt hat – deutsches Recht.

Voraussetzung für eine Haftung der Be-
klagten ist danach eine schadensursächli-
che schuldhafte (vorsätzliche oder fahr-
lässige) Schutzpflichtverletzung (§§ 276 
Abs. 1, 278 Abs. 1, 280 Abs. 1 BGB) bzw. 
eine schuldhafte Rechtsgut- oder Schutz-
gesetzverletzung (§ 823 Abs. 1, Abs. 2 
BGB). Die verschuldensunabhängige Haf-
tung des Frachtführers nach § 425 Abs. 1 
HGB ist – ebenso wie die Haftung nach 
Art. 16 CMNI – auf den Obhutszeitraum 
nach Übernahme der Fracht beschränkt.

Das Schifffahrtsgericht ist aufgrund der 
durchgeführten Beweisaufnahme und 
der hierbei getroffenen Feststellungen 
zutreffend zu dem Ergebnis gelangt, dass 
die Klägerin den ihr obliegenden Nach-
weis für ein schadensursächliches 
schuldhaftes Handeln oder Unterlassen 
der Beklagten bzw. ihrer Erfüllungsgehil-
fen nicht erbracht hat. Es hat zu Recht 
ausgeführt, dass die Klägerin den Nach-
weis für ein schuldhaft verspätetes 

Obhutszeitraum im 
Schifffahrtsfrachtrecht
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Schließen der Ladeluken durch die Be-
klagte bzw. die im Auftrag der Beklagten 
mit Durchführung des Transportauftrages 
befasste Besatzung des GMS Menranda 
nicht geführt hat.

Die Klägerin begründet die behauptete 
schadensursächliche Schutzpflichtverlet-
zung im Wesentlichen damit, dass die 
Schiffsbesatzung des GMS Menranda vor 
dem einsetzenden Regen durch eine Mit-
arbeiterin der A auf das heraufziehende 
Unwetter hingewiesen und zur Schlie-
ßung der nicht unmittelbar zur Beladung 
benötigten Ladeluken aufgefordert wor-
den sei, und die Besatzung die danach 
zum Schutz der Ladung gebotene und 
mögliche rechtzeitige Schließung der La-
deluken gleichwohl pflichtwidrig unterlas-
sen habe. Die Beklagte und die Streithelfe-
rin haben dieses Vorbringen ausdrücklich 
bestritten. Die Klägerin hat den erforderli-
chen Nachweis hierfür nicht erbracht …

Das Erstgericht hat aufgrund dieser Zeu-
genaussagen den Nachweis für den Zu-
gang der von der Klägerin behaupteten 
und beklagtenseits bestrittenen Aufforde-
rung an die Schiffsbesatzung, die Ladelu-
ken wegen aufkommenden Regens recht-
zeitig zu schließen, als nicht erbracht an-
gesehen. Diese Beweiswürdigung ist 
nicht zu beanstanden. Sie ist vollständig 
und richtig. Sie wird von den Zeugenaus-
sagen gedeckt und von der Klägerin auch 
nicht erfolgreich in Frage gestellt.

Die Zeugen L und L-V haben beide aus-
drücklich verneint, im Vorfeld der Ereig-
nisse von der Zeugin B bzw. von einem 
Mitarbeiter der A auf ein heraufziehendes 
Unwetter hingewiesen worden zu sein. 
Die Zeugin B konnte eine Ansprache eben 
dieser Mitglieder der Schiffsbesatzung 
gerade nicht bekunden …

Die Klägerin hat auch nicht anderweitig 
nachweisen können, dass die Schiffsbe-
satzung des GMS Menranda pflichtwidrig 
und schuldhaft eine rechtzeitige Schlie-
ßung der Ladeluken unterlassen und hier-
durch den Schadenseintritt verursacht hat.

Die Zeugen L und L-V haben übereinstim-
mend bekundet, dass der während des La-
devorgangs einsetzende Regen von ihnen 
erstmals bemerkt wurde, als sich sie gera-
de beim Mittagessen auf dem Schiff befan-
den. Beide Zeugen gaben an, sodann um-
gehend mit dem Abdecken der Ladeluken 
begonnen zu haben. Die Zeugin L-V hat da-
rüber hinaus bekundet, dass zu diesem 
Zeitpunkt noch kein Unwetter geherrscht 
habe. Der Zeuge L hat ferner – wie bereits 
ausgeführt – angegeben, dass ein Mitar-
beiter der A selbst erstmals zu dem Zeit-
punkt, als er und seine Frau bereits mit 
dem Zudecken der Luken begonnen hat-
ten, zum Schiff gekommen sei und sie zum 
Schließen der Luken aufgefordert habe …

Nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme 
ist vielmehr davon auszugehen, dass die 
Schiffsbesatzung des GMS Menranda 
umgehend nach dem Erkennen des ein-
setzenden Regens mit den Abdeckarbei-
ten begonnen hat.

Dass es der Schiffsbesatzung in der Folge 
aufgrund des plötzlich einsetzenden Un-
wetters mit Orkanböen zu diesem Zeit-
punkt nicht mehr möglich war, die bis da-
hin noch geöffneten Ladeluken vollstän-
dig zu schließen, hat das Schifffahrtsge-
richt im Rahmen seiner überzeugenden 
Beweiswürdigung zu Recht festgestellt. 
Der Senat nimmt insoweit Bezug auf die 
zutreffenden Ausführungen in den Grün-
den der angefochtenen Entscheidung. 
Diese Beweiswürdigung und Feststellung 
wird auch von der Klägerin mit ihrer Be-
schwerde letztlich nicht angegriffen.

Das Erstgericht weist zutreffend darauf 
hin, dass ein vollständiges Schließen aller 
Ladeluken bereits deshalb nicht möglich 
war, weil nach den insoweit übereinstim-
menden Aussagen der Zeugen B, L und L-V 
im Zeitpunkt des einsetzenden Sturms und 
auch danach das Laderohr der A noch nicht 
aus dem Ladebereich entfernt war, son-
dern – so insbesondere die Zeugin B – 
noch in einer Höhe im Schiff hing, dass ein 
Schließen der Luke darunter nicht möglich 
war. Dieser Umstand ist aber unter keinem 
Gesichtspunkt von der Beklagten bzw. der 
Schiffsbesatzung zu vertreten. Vielmehr 
lag der gesamte Ladevorgang allein im 
Durchführungs- und Verantwortungsbe-
reich der A (vgl. Art. 6 Abs. 4 CMNI, § 412 
Abs. 1 HGB). Diese hatte entsprechend vor 
Ort einen »Belader« eingesetzt, dessen 
Aufgabe es unter anderem war, den Bela-
devorgang bei einsetzendem Regen sofort 
zu stoppen. Eine Haftung des Frachtfüh-
rers für Tätigkeiten seiner Leute unter der 
Aufsicht des Absenders scheidet aber 
grundsätzlich aus (v. Waldstein/Holland, 
a.a.O., § 412 HGB Rz. 13) …

Im Ergebnis ist somit auch im Rahmen 
etwaiger nebenvertaglicher Schutz- und 
Fürsorgepflichten aus dem bestehenden 
Frachtvertrag kein pflichtwidriges und 
schuldhaftes Handeln bzw. Unterlassen 
des Frachtführers bzw. seiner eingesetz-
ten Erfüllungsgehilfen nachgewiesen 
und erkennbar. Dies hat das Amtsge-
richt auf der Grundlage der durchgeführ-
ten Beweisaufnahme zutreffend festge-
stellt.

Mangels Verschulden besteht eine Haf-
tung der Beklagten auf Schadensersatz 
auch aus keinem anderen Rechtsgrund.

II.
Da die Berufung somit keine Aussicht auf 
Erfolg hat, legt das Gericht aus Kosten-
gründen die Rücknahme der Berufung 
nahe …
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Beschluss des Schiffahrtsobergerichtes 
Nürnberg vom 29. September 2017, Az.: 9 
U 1742/16 BSch (Schiffahrtsgericht Würz-
burg, Az.: 16 C 1715/15 BSch); auf der 
Grundlage des Hinweisbeschlusses ist 
die Berufung zurückgenommen und das 
Urteil erster Instanz akzeptiert worden (d. 
Red.).

In dem Rechtsstreit … erteilt das …- 
Schifffahrtsobergericht – 9. Zivilsenat – … 
am 25.09.2017 folgenden
Hinweis gemäß § 522 Abs. 2 ZPO.
Der Senat beabsichtigt, die Berufung ge-
gen das Urteil des Amtsgerichts – Schiff-
fahrtsgericht – Würzburg vom 13.05.2016, 
Az. 16 C 1715/15 BSchG, gemäß § 522 
Abs. 2 ZPO zurückzuweisen, weil er ein-
stimmig der Auffassung ist, dass die Be-
rufung offensichtlich keine Aussicht auf 
Erfolg hat, der Rechtssache auch keine 
grundsätzliche Bedeutung zukommt und 
weder die Fortbildung des Rechts noch 
die Sicherung einer einheitlichen Recht-
sprechung eine Entscheidung des Beru-
fungsgerichts erfordert. Eine mündliche 
Verhandlung ist nicht geboten.

Das Rechtsmittel der Berufung hat keine 
Aussicht auf Erfolg.

Die angefochtene Entscheidung beruht 
weder auf einer Rechtsverletzung im Sin-
ne des § 546 ZPO noch rechtfertigen die 
nach § 529 ZPO zugrunde zu legenden 
Tatsachen eine andere Entscheidung (§ 
513 Abs. 1 ZPO).
Das Amtsgericht – Schifffahrtsgericht – 
Würzburg hat zu Recht Schadensersatz-
ansprüche der Klägerin gegen die Beklag-
te aus dem streitgegenständlichen Vorfall 
vom 22.09.2014 abgelehnt.
Das Schifffahrtsgericht ist zutreffend da-
von ausgegangen, dass die klägerseits 
behauptete und beklagtenseits bestritte-
ne Sachbefugnis (Aktivlegitimation) der 
Klägerin (infolge gesetzlichen Forde-
rungsübergangs (§ 86 VVG) bzw. nach Ab-
tretung durch die A) im Ergebnis dahin-
stehen kann und keiner Entscheidung be-
darf. Denn die Klägerin hat schon die ma-
teriell-rechtlichen Voraussetzungen für ei-
nen dem Grunde nach bestehenden 
Schadensersatzanspruch der A gegen die 
Beklagte nicht bewiesen.

Eine Haftung der Beklagten nach Art. 16 
Abs. 1 CMNI ist nicht eröffnet.

Die Regelungen der CMNI finden auf den 
gegenständlichen Frachtvertrag zwischen 
der A und der Beklagten grundsätzlich 
Anwendung. Das hat das Schifffahrtsge-
richt zutreffend festgestellt. Auf die Aus-
führungen hierzu in der angefochten Ent-
scheidung nimmt der Senat Bezug.

Zutreffend hat das Schifffahrtsgericht 
ausgeführt, dass im vorliegenden Fall ei-

ne Haftung der Beklagten nach Art. 16 
Abs. 1 CMNI nicht begründet ist, weil 
zum Zeitpunkt des Schadenseintritts noch 
keine frachtrechtliche Übernahme der 
Frachtführerin im Sinne des Art. 16 Abs. 1 
CMNI erfolgt war und die Beschädigung 
der Fracht somit vor Beginn des haf-
tungsrechtlichen Obhutszeitraums der 
Beklagten eintrat.
Zwischen den Parteien ist unstreitig, dass 
der durch einsetzenden Regen entstande-
ne Nässeschaden an der Fracht (Brau-
malz) während der Beladung des GMS 
Menranda im Hafen von Gelsenkirchen 
eintrat.
Die Beladung des Schiffs oblag unstreitig 
der A. Diese führte die Beladung durch 
und beaufsichtigte diese. Die Zeugin B 
hat hierzu anlässlich ihrer Einvernahme 
im Termin vor dem Amtsgericht am 
8.06.2016 ausdrücklich bekundet, dass sie 
zur fraglichen Zeit vor Ort für die Schiffs-
beladung verantwortlich war und dane-
ben als weitere Hilfsperson ein „Belader“ 
eingesetzt war, dessen Aufgabe unter an-
derem gewesen sei, den Beladevorgang 
bei aufkommenden Regen zu stoppen. In 
der von der Klägerin vorgelegten Trans-
portbestätigung vom 19.09.2014 ist hierzu 
entsprechend bestimmt:
„Übernahme ab frei: verstaut Binnen-
schiff Gelsenkirchen – A“
Obliegt aber – wie hier – das Verladen des 
Frachtgutes nach dem zugrundeliegen-
den Beförderungsvertrag dem Absender, 
übernimmt der Frachtführer das Gut 
grundsätzlich erst nach Abschluss der Ver-
ladetätigkeit des Absenders oder der von 
ihm eingesetzten Hilfspersonen (BGH, Ur-
teil vom 28.11.2013 – 1 ZR 144/12 – ‚ juris; 
NJW 2014, 997; v.Waldstein/Holland, Bin-
nenschiffahrtsrecht, 5. Aufl., § 425 HGB 
Rz. 5). Diese Rechtsprechung des Bundes-
gerichtshofs zur Übernahme der Fracht 
und damit zum Beginn der Obhutshaf-
tung nach § 425 Abs. 1 HGB ist aufgrund 
der insoweit gleichen Begrifflichkeit auf 
die Frachtführerhaftung nach Art. 16 Abs. 
1 CMNI zu übertragen (vgl. v.Waldstein/
Holland, a.a.O., Art 16 CMNI, Rz. 5).
Dafür, dass im vorliegenden Fall die Be-
klagte bzw. der von ihr eingesetzte Unter-
frachtführer als Erfüllungsgehilfe das zu 
verladende Braumalz als Massegut in 
Ausnahme zu den vorstehenden Grund-
sätzen gleichsam „sukzessive“ bereits 
mit anteiliger Verladung in das Schiff zur 
Beförderung in seine (haftungsrechtliche) 
Obhut übernehmen wollte, spricht nach 
den vom Erstgericht getroffenen Feststel-
lungen nichts. Auch die Klägerin hat ei-
nen dahingehenden vorgezogenen Über-
nahmewillen des Frachtführers weder 
dargetan noch nachgewiesen.
Eine Haftung der Beklagten nach Art. 16 
Abs. 1 CMNI scheidet danach mangels 
Übernahme des Frachtguts aus. Der 
Schaden trat nicht im Obhutszeitraum 
ein.

Eine Haftung der Beklagten ist auch nicht 
anderweitig begründet.
Die Haftung des Frachtführers für außer-
halb des Obhutszeitraums eingetretene 
Schäden beurteilt sich nach dem gemäß 
Art. 29 Abs. 1 bis 3 CMNI auf den Fracht-
vertrag anwendbaren nationalen Recht. 
Das ist hier – wie das Schifffahrtsgericht 
zutreffend ausgeführt hat – deutsches 
Recht.
Voraussetzung für eine Haftung der Be-
klagten ist danach eine schadensursächli-
che schuldhafte (vorsätzliche oder fahr-
lässige) Schutzpflichtverletzung (§§ 276 
Abs. 1, 278 Abs. 1, 280 Abs. 1 BGB) bzw. 
eine schuldhafte Rechtsgut- oder Schutz-
gesetzverletzung (§ 823 Abs. 1, Abs. 2 
BGB). Die verschuldensunabhängige Haf-
tung des Frachtführers nach § 425 Abs. 1 
HGB ist – ebenso wie die Haftung nach 
Art. 16 CMNI – auf den Obhutszeitraum 
nach Übernahme der Fracht beschränkt.

Das Schifffahrtsgericht ist aufgrund der 
durchgeführten Beweisaufnahme und 
der hierbei getroffenen Feststellungen 
zutreffend zu dem Ergebnis gelangt, dass 
die Klägerin den ihr obliegenden Nach-
weis für ein schadensursächliches 
schuldhaftes Handeln oder Unterlassen 
der Beklagten bzw. ihrer Erfüllungsgehil-
fen nicht erbracht hat. Es hat zu Recht 
ausgeführt, dass die Klägerin den Nach-
weis für ein schuldhaft verspätetes 
Schließen der Ladeluken durch die Be-
klagte bzw. die im Auftrag der Beklagten 
mit Durchführung des Transportauftrages 
befasste Besatzung des GMS Menranda 
nicht geführt hat.
Die Klägerin begründet die behauptete 
schadensursächliche Schutzpflichtverlet-
zung im Wesentlichen damit, dass die 
Schiffsbesatzung des GMS Menranda vor 
dem einsetzenden Regen durch eine Mit-
arbeiterin der A auf das heraufziehende 
Unwetter hingewiesen und zur Schlie-
ßung der nicht unmittelbar zur Beladung 
benötigten Ladeluken aufgefordert wor-
den sei, und die Besatzung die danach 
zum Schutz der Ladung gebotene und 
mögliche rechtzeitige Schließung der La-
deluken gleichwohl pflichtwidrig unter-
lassen habe. Die Beklagte und die Streit-
helferin haben dieses Vorbringen aus-
drücklich bestritten. Die Klägerin hat den 
erforderlichen Nachweis hierfür nicht er-
bracht.

Im Rahmen der vom Amtsgericht durch-
geführten Beweisaufnahme haben die 
Zeugen L und L-V ausdrücklich und über-
einstimmend bekundet, im Vorfeld von 
keiner Person auf ein heraufziehendes 
Unwetter hingewiesen worden zu sein 
und ein solches auch nicht bemerkt zu ha-
ben. Beide gaben übereinstimmend an, 
den einsetzenden Regen erstmals be-
merkt zu haben, als sie sich auf dem 
Schiff gemeinsam beim Mittagessen be-
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fanden. Die Zeugin L-V hat darüber hi-
naus bekundet, während des gesamten 
Vorfalls mit niemandem vom der A ge-
sprochen zu haben. Sie gab an, dass inso-
weit ihr Ehemann, der Zeuge L, regelmä-
ßig alleiniger Ansprechpartner sei, um 
Missverständnisse zu vermeiden. Der 
Zeuge L hat weiter bekundet, dass ein 
Mitarbeiter der A erstmals zu dem Zeit-
punkt zum Schiff gekommen sei, als er 
und seine Frau bereits bei einsetzendem 
Regen mit dem Zudecken der Luken be-
gonnen hatten. Dieser habe sie erstmals 
zu diesem Zeitpunkt aufgefordert, die Lu-
ken zu schließen.

Der Zeuge M, Leiter der Logistik bei der 
A, war zum Zeitpunkt des Vorfalls nicht 
vor Ort. Er gab an, über die Ereignisse 
erst im Nachgang fernmündlich verstän-
dig worden zu sein. Zu der klägerseits be-
haupteten vorangegangen Aufforderung 
an die Schiffsbesatzung zum Schließen 
der Luken konnte der Zeuge keine Anga-
ben machen.

Die Zeugin B hat zwar angegeben, sie ha-
be anlässlich eines Kontrollgangs von 
weitem dunkle Wolken gesehen und ver-
mutet, dass diese herüberziehen könn-
ten. Sie habe daraufhin zu dem Schiffer 
gesagt, dass dieser die Luken schließen 
solle, die nicht unmittelbar für das Bela-
derohr an der gerade befindlichen Stelle 
offen sein mussten. Die Zeugin konnte 
auf Nachfrage jedoch weder Angaben da-
zu machen, konkret welche Person sie in 
der angegebenen Weise angesprochen 
haben will, noch dazu, ob die Person, die 
nach Angaben der Zeugin an der Reling 
des Schiffs gestanden haben soll, ein 
Mann oder eine Frau war und ob und in 
welcher Weise diese Person auf ihre An-
sprache reagiert hat. Sie gab – ohne dies 
näher zu konkretisieren – lediglich an, sie 
sei der Meinung gewesen, dass die Per-
son sie verstanden habe und daraufhin 
reagiert habe.

Das Erstgericht hat aufgrund dieser Zeu-
genaussagen den Nachweis für den Zu-
gang der von der Klägerin behaupteten 
und beklagtenseits bestrittenen Aufforde-
rung an die Schiffsbesatzung, die Ladelu-
ken wegen aufkommenden Regens recht-
zeitig zu schließen, als nicht erbracht an-
gesehen. Diese Beweiswürdigung ist 
nicht zu beanstanden. Sie ist vollständig 
und richtig. Sie wird von den Zeugenaus-
sagen gedeckt und von der Klägerin auch 
nicht erfolgreich in Frage gestellt.
Die Zeugen L und L-V haben beide aus-
drücklich verneint, im Vorfeld der Ereig-
nisse von der Zeugin B bzw. von einem 
Mitarbeiter der A auf ein heraufziehendes 
Unwetter hingewiesen worden zu sein. 
Die Zeugin B konnte eine Ansprache eben 
dieser Mitglieder der Schiffsbesatzung 
gerade nicht bekunden. Die Zeugin konn-
te die Person, die sie zum Schließen der 

Luken aufgefordert haben will, in keiner 
Weise weder nach Geschlecht noch Aus-
sehen zuordenbar beschreiben. Deshalb 
ist nicht bewiesen, dass der Zeuge L oder 
die Zeugin L in der behaupteten Weise 
vor dem Unwetter von der Zeugin B an-
gesprochen und zum Schließen der Lu-
ken aufgefordert worden sind.
Nach Aussagen der Zeugen L und L-V be-
fand sich zum maßgeblichen Zeitpunkt le-
diglich noch ein Praktikant mit auf dem 
Schiff. Dass die behauptete Aufforderung 
diesem gegenüber erfolgte, steht auf-
grund der Aussage der Zeugin B aber 
ebenso wenig fest. Darüber hinaus wäre 
aufgrund der Aussage der Zeugin B auch 
nicht mit der notwendigen Sicherheit als 
erwiesen anzusehen, dass die angespro-
chene Person – wäre es denn eine der 
Schiffsmannschaft zugehörige Person ge-
wesen – den Hinweis und die Anweisung 
der Zeugin auch tatsächlich wahrgenom-
men und verstanden hat. Denn die Zeu-
gin konnte auch eine irgendwie geartete 
Reaktion der Person auf ihre Ansprache 
nicht bekunden. Andere konkrete Um-
stände, wonach die Zeugin gleichwohl 
davon ausgehen durfte, dass die von ihr 
angesprochene Person sie auch tatsäch-
lich und inhaltlich richtig verstanden ha-
be, konnte die Zeugin gerade nicht aufzei-
gen. Die bloße Angabe, sie sei der Mei-
nung gewesen, dass die angesprochene 
Person sie auch verstanden habe, reicht 
unter diesen Umständen zum Nachweis 
des tatsächlichen Zugangs einer solchen 
grundsätzlich empfangsbedürftigen Er-
klärung aber nicht aus. Die Darlegungs- 
und Beweislast hierfür trägt die Klägerin.

Die Klägerin hat auch nicht anderweitig 
nachweisen können, dass die Schiffsbe-
satzung des GMS Menranda pflichtwidrig 
und schuldhaft eine rechtzeitige Schlie-
ßung der Ladeluken unterlassen und 
hierdurch den Schadenseintritt verur-
sacht hat.
Die Zeugen L und L-V haben übereinstim-
mend bekundet, dass der während des 
Ladevorgangs einsetzende Regen von ih-
nen erstmals bemerkt wurde, als sich sie 
gerade beim Mittagessen auf dem Schiff 
befanden. Beide Zeugen gaben an, so-
dann umgehend mit dem Abdecken der 
Ladeluken begonnen zu haben. Die Zeu-
gin L-V hat darüber hinaus bekundet, 
dass zu diesem Zeitpunkt noch kein Un-
wetter geherrscht habe. Der Zeuge L hat 
ferner – wie bereits ausgeführt – angege-
ben, dass ein Mitarbeiter der A selbst 
erstmals zu dem Zeitpunkt, als er und sei-
ne Frau bereits mit dem Zudecken der Lu-
ken begonnen hatten, zum Schiff gekom-
men sei und sie zum Schließen der Luken 
aufgefordert habe.
Konkrete Anhaltspunkte und einen Nach-
weis dafür, dass für die Schiffsbesatzung 
bereits zeitlich früher erkennbar war und 
diese damit rechnen musste, dass ein Un-
wetter aufziehen und es regnen würde, 

hat die insoweit darlegungs- und beweis-
pflichtige Klägerin nicht erbracht. Die Be-
klagte und die Streithelferin haben dies 
bestritten. Den Nachweis eines ausdrück-
lichen Hinweises auf den bevorstehen-
den Regen durch die Zeugin B hat die 
Klägerin nicht geführt (s.o.).
Nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme 
ist vielmehr davon auszugehen, dass die 
Schiffsbesatzung des GMS Menranda 
umgehend nach dem Erkennen des ein-
setzenden Regens mit den Abdeckarbei-
ten begonnen hat.
Dass es der Schiffsbesatzung in der Folge 
aufgrund des plötzlich einsetzenden Un-
wetters mit Orkanböen zu diesem Zeit-
punkt nicht mehr möglich war, die bis da-
hin noch geöffneten Ladeluken vollstän-
dig zu schließen, hat das Schifffahrtsge-
richt im Rahmen seiner überzeugenden 
Beweiswürdigung zu Recht festgestellt. 
Der Senat nimmt insoweit Bezug auf die 
zutreffenden Ausführungen in den Grün-
den der angefochtenen Entscheidung. 
Diese Beweiswürdigung und Feststellung 
wird auch von der Klägerin mit ihrer Be-
schwerde letztlich nicht angegriffen.

Das Erstgericht weist zutreffend darauf 
hin, dass ein vollständiges Schließen al-
ler Ladeluken bereits deshalb nicht mög-
lich war, weil nach den insoweit überein-
stimmenden Aussagen der Zeugen B, L 
und L-V im Zeitpunkt des einsetzenden 
Sturms und auch danach das Laderohr 
der A noch nicht aus dem Ladebereich 
entfernt war, sondern – so insbesondere 
die Zeugin B – noch in einer Höhe im 
Schiff hing, dass ein Schließen der Luke 
darunter nicht möglich war. Dieser Um-
stand ist aber unter keinem Gesichts-
punkt von der Beklagten bzw. der Schiffs-
besatzung zu vertreten. Vielmehr lag der 
gesamte Ladevorgang allein im Durch-
führungs- und Verantwortungsbereich 
der A (vgl. Art. 6 Abs. 4 CMNI, § 412 Abs. 1 
HGB). Diese hatte entsprechend vor Ort 
einen „Belader“ eingesetzt, dessen Auf-
gabe es unter anderem war, den Belade-
vorgang bei einsetzendem Regen sofort 
zu stoppen. Eine Haftung des Frachtfüh-
rers für Tätigkeiten seiner Leute unter der 
Aufsicht des Absenders scheidet aber 
grundsätzlich aus (v. Waldstein/Holland, 
a.a.O., § 412 HGB Rz. 13).

Die Klägerin wendet überdies ohne Er-
folg ein, die eingesetzte Schiffsbesatzung 
habe pflichtwidrig mehr als eine zur Bela-
dung notwendige Ladeluke geöffnet ge-
halten. Nach den hierzu vom Amtsgericht 
getroffenen Feststellungen erfolgte die 
Beladung im Einvernehmen sämtlicher 
Beteiligter dahin, dass ein Vielzahl von 
Ladeluken gleichzeitig geöffnet wurden, 
so dass das Laderohr ohne weiteres Öff-
nen und Schließen hin- und herge-
schwenkt werden konnte. Konkrete An-
haltspunkte für Zweifel an der Vollstän-
digkeit und Richtigkeit dieser Tatsachen-
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feststellung sind nicht begründet. Der da-
hingehende erstinstanzliche Sachvortag 
der Streithelferin in ihrem Schriftsatz 
vom 25.09.2015, wonach in Absprache 
mit Mitarbeitern der A 10 der insgesamt 
22 Ladedeckel aufgedeckt waren, um eine 
gleichmäßige Beladung durch das 
Schwenken des Laderohrs zu erreichen, 
ist klägerseits unbestritten geblieben. Die 
danach zutreffende Tatsachenfeststellung 
des Amtsgerichts ist der Berufungsent-
scheidung zu Grunde zu legen (§ 529 Abs. 
1 ZPO).
Im Ergebnis ist somit auch im Rahmen et-
waiger nebenvertaglicher Schutz- und 
Fürsorgepflichten aus dem bestehenden 
Frachtvertrag kein pflichtwidriges und 
schuldhaftes Handeln bzw. Unterlassen 
des Frachtführers bzw. seiner eingesetz-
ten Erfüllungsgehilfen nachgewiesen und 
erkennbar. Dies hat das Amtsgericht auf 
der Grundlage der durchgeführten Be-
weisaufnahme zutreffend festgestellt.

Mangels Verschulden besteht eine Haf-
tung der Beklagten auf Schadensersatz 
auch aus keinem anderen Rechtsgrund.
II.
Da die Berufung somit keine Aussicht auf 
Erfolg hat, legt das Gericht aus Kosten-
gründen die Rücknahme der Berufung 
nahe. Im Falle der Berufungsrücknahme 
ermäßigen sich vorliegend die Gerichts-
gebühren von 4,0 auf 2,0 Gebühren (vgl. 
Nr. 1222 des Kostenverzeichnisses zum 
GKG).

Der Senat beabsichtigt, den Streitwert für 
das Berufungsverfahren auf 28.440,42 € 
festzusetzen. Es besteht Gelegenheit zur 
Stellungnahme binnen zwei Wochen nach 
Zustellung dieses Hinweises.
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